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Schriftliche Kleine Anfrage  
 

der Abgeordneten Andreas Grutzeck, Anke Frieling und Christin Christ (CDU) 
vom 23.09.25 

 

und Antwort des Senats 

Betr.: In Hamburg in Würde altern – ist „Wohnen bleiben im Quartier“ inzwi
schen mehr als nur ein Schaufenster-Projekt des Senats? (II) 

Einleitung für die Fragen: 
Drs. 23/1080 ergibt einige Nachfragen. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat: 

Einleitung für die Antworten: 
Die Grundlagen zu den konzeptionellen Bausteinen des Ansatzes „Wohnen bleiben im 
Quartier“, dem Vorgehen des von den zuständigen Behörden gemeinsam mit den  
Bezirksämtern initiierten Prozesses im Rahmen des „Forum Quartiere“ sowie den  
bereits etablierten Förderstrukturen wurden ausführlich in der Drs. 23/1080 dargestellt. 
Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen teilweise auf der Grundlage 
von Auskünften der SAGA wie folgt: 

Frage 1: Beim „Wohnen bleiben im Quartier“ spielt die Barrierefreiheit im Quar
tier und in den Wohnungen eine sehr relevante Rolle. Inwiefern  
erlaubt der Denkmalschutz hier Ausnahmen, um Barrierefreiheit zu 
erstellen? Welche Änderungen wurden hier zugunsten der Umbau
maßnahmen im Bereich Denkmalschutz in den letzten fünf Jahren 
realisiert und welche sind aktuell in Planung? 

Frage 2: Welche Ausnahmen beim Denkmalschutz sind aus welchen Gründen 
nicht realisierbar, obwohl sie aus Sicht der Wohnungsunternehmen 
zur Erstellung der Barrierefreiheit notwendig wären? 

Antwort zu Fragen 1 und 2: 
Gemäß Denkmalschutzgesetz (DSchG) sind Genehmigungen für Umbaumaßnahmen 
zu erteilen, sofern überwiegende öffentliche Interessen dies verlangen, dabei sind die 
Belange von Menschen mit Behinderungen oder Mobilitätsbeeinträchtigungen zu  
berücksichtigen (vergleiche § 9 Absatz 2 DSchG). Daher sind Umbaumaßnahmen bei 
denkmalgeschützten Objekten zugunsten der Barrierefreiheit grundsätzlich möglich und 
es ist im Einzelfall nach den jeweils passenden baulichen Lösungen zu suchen. 

Frage 3: Soziale Erhaltungsverordnungen nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Num
mer 2 BauGB kommen vor allem in innerstädtischen Altbauquartieren 
zum Tragen. Doch angeblich stehen diese dem Umbau beziehungs
weise der Sanierungen von Wohnungen hin zu mehr Barrierefreiheit 
zuwider. Inwiefern ist dies der Fall und welche Maßnahmen wurden 
in den letzten fünf Jahren ergriffen beziehungsweise sind aktuell in 
Planung, um eine einen „Wohnen bleiben im Quartier“ durch Barrie
refreiheit zu ermöglichen? 
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Antwort zu Frage 3: 
Soziale Erhaltungsverordnungen nach § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Baugesetz
buch (BauGB) dienen dem Schutz der Zusammensetzung der Wohnbevölkerung. Ziel 
ist es, Verdrängungseffekte durch Modernisierungen, Umwandlungen oder bauliche 
Veränderungen zu verhindern, die zu einer Erhöhung der Mieten und damit zu einer 
Veränderung der sozialen Struktur führen könnten. Maßnahmen zur Barrierefreiheit 
(zum Beispiel Einbau von Aufzügen, Umbau von Bädern) sind grundsätzlich genehmi
gungspflichtig. Die Genehmigung von Aufzügen und anderen barrierereduzierenden 
Maßnahmen wird meist dann versagt, wenn die Kosten für den Bau und Betrieb unge
wöhnlich hoch sind und damit direkt oder aufgrund der Vorbildwirkung eine Verdrän
gung ausgelöst werden kann. Die Genehmigung kann jedoch nach Einzelfallprüfung im 
Zusammenhang mit Mieteranhörungen beziehungsweise unter Auflagen erteilt werden, 
etwa bei Inanspruchnahme von Fördermitteln der Hamburgischen Investitions- und För
derbank AöR (IFB). Die Soziale Erhaltungsverordnung steht damit dem barriereredu
zierenden Umbau von Bestandsgebäuden grundsätzlich nicht entgegen. 

Frage 4: Während „Wohnen bleiben im Quartier“ davon abhängig ist, dass sich 
mehr soziale Träger vor Ort engagieren, ist stattdessen eher festzu
stellen, dass sie sich aus der Fläche zurückziehen. Was sind die 
Gründe hierfür und inwiefern könnte eine Anpassung bei Leistungs
vereinbarungen mit den Pflegekassen oder Kostenträgern der Ein
gliederungshilfe oder Krankenversicherung hier Verbesserungen  
bewirken? 

Antwort zu Frage 4: 
„Wohnen bleiben im Quartier“ ist ein Ansatz, der auf den aktuellen Fachkräftemangel in 
der Pflege reagiert, indem er neben der notwendigen professionellen Unterstützung 
auch auf die Stärkung informeller Netzwerke und die Förderung von Selbstständigkeit 
und Mitwirkung setzt. 
Um zukünftig möglichst vielen Menschen ein Wohnen bleiben im Quartier auch im Falle 
von Pflege- und Assistenzbedürftigkeit zu ermöglichen, setzt sich die Freie und Hanse
stadt Hamburg auf Bundesebene für eine Reform der Pflegeversicherung ein. Mit den 
Modellvorhaben für Unterstützungsmaßnahmen und -strukturen vor Ort und im Quartier 
nach § 123 Absatz 3 Sozialgesetzbuch (SGB) XI zielt auch der Bund darauf ab, inno
vative Ansätze im Quartier zu erproben und zu evaluieren, die in eine neue Regelfinan
zierung münden könnten. Über § 20 SGB V können die Krankenkassen auch heute 
schon entsprechende Quartiersansätze unterstützen. 
Im Übrigen wirken der Senat und die Verbände dem Fachkräftemangel in der Pflege 
mit verschiedenen Maßnahmen entgegen, insbesondere mit der Fachkräftestrategie für 
die Gesundheits- und Pflegeberufe, siehe Drs. 22/17922. 
In den vergangenen Monaten haben aus unterschiedlichen Gründen einige Pflegeein
richtungen ihren Betrieb eingestellt, siehe Drs. 23/953 und Drs. 23/1161. Soziale Träger 
sind und bleiben dennoch weiterhin in der Fläche präsent. Die Anzahl angemeldeter 
ambulanter Pflegedienste, deren Leistungen für ein Wohnen bleiben im Quartier von 
besonderer Bedeutung sind, war in den vergangenen Jahren nicht rückläufig. Auch in 
der Eingliederungshilfe ist kein Rückzug der Leistungserbringer zu beobachten. Der 
Anspruch der Dezentralisierung von Leistungsangeboten der Eingliederungshilfe hat 
bei den Leistungserbringern weiterhin Bestand. Darüber hinaus ist eine am Sozialraum 
orientierte, ortsunabhängige und bedarfsgerechte Leistungserbringung im Sozialge
setzbuch Neuntes Buch (SGB IX) ausdrücklich verankert. Diese Regelungen spiegeln 
sich dementsprechend in den Leistungsvereinbarungen nach §§ 123 fortfolgende SGB 
IX wider. 

Frage 5: Welche Rolle spielt bisher die Nutzung technischer Assistenzsysteme 
bei dem Konzept „Wohnen bleiben im Quartier“? 

Antwort zu Frage 5: 
Technische Assistenzsysteme spielen eine große Rolle bei der selbstständigen  
Lebensführung von älteren und pflegebedürftigen Menschen und somit auch in den 
Projekten LeNa – Lebendige Nachbarschaft der SAGA. Sie tragen dazu bei, Sicherheit 
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und Selbständigkeit für Betroffene zu erhöhen sowie (pflegende) Angehörige und  
ambulante Pflegedienste zu entlasten. 
Aus Sicht des Senats sind technische Assistenzsysteme ein wichtiger Baustein von 
„Wohnen bleiben im Quartier“, der künftig noch mehr Bedeutung gewinnen wird. Des
halb hat die für Stadtentwicklung und Wohnen zuständige Behörde die Möglichkeit der 
„Vorbereitung auf Ambient-Assisted-Living (AAL)“ in die Förderrichtlinien der IFB als 
optionales Ergänzungsmodul aufgenommen. Darüber hinaus können über die Richtlinie 
der für Gesundheit und Soziales zuständigen Behörde zur Förderung kleinräumiger, 
quartiersorientierter Wohn- und Versorgungsformen Einbau, Wartung, Inbetriebnahme 
und Reparatur, Schulung von Anwendenden sowie laufende Betriebskosten gefördert 
werden. Außerdem wird über den Verein Barrierefrei Leben das Beratungsangebot 
„Smart Wohnen und Pflegen in Hamburg“ gefördert, an das sich sowohl Privatpersonen 
als auch Dienstleisterinnen und Dienstleister wenden können. 
An allen bestehenden LeNa-Standorten sind die baulichen Voraussetzungen in Form 
einer entsprechenden Verkabelung in den Wohnungen für die individuelle Nachrüstung 
von AAL durch die Mieterinnen und Mieter gegeben. Um die Zielgruppe für das Thema 
AAL zu sensibilisieren, besteht zudem eine enge Zusammenarbeit mit dem Verein Bar
rierefrei Leben, welcher kostenfrei und herstellerneutral eine individuelle Beratung der 
Mieterschaft durchführt und Informationsveranstaltungen in den Gemeinschaftsräumen 
der LeNa-Projekte sowie Führungen im Haus der Barrierefreiheit am Alsterdorfer Markt 
anbietet. 
In den Gemeinschaftsräumen der LeNa-Projekte sind zudem automatische Herdab
schaltungen, Licht-Bewegungsmelder, elektrische Türöffnungen und smarte Heizungs
steuerungen verbaut. 
Im Übrigen siehe Drs. 22/14790. 

Frage 6: Häufig geht die staatliche Förderung mit einer langen projektbezoge
nen Bindung einher. Bei Sozialwohnungen sind es inzwischen in 
Hamburg zumeist 30 Jahre. Inwiefern spielt diese lange Bindung bei 
„Wohnen bleiben im Quartier“ bei welcher Förderung eine Rolle und 
inwiefern schreckt diese Wohnungsunternehmen ab? 

Antwort zu Frage 6: 
Die Machbarkeitsstudie „Wohnen bleiben im Quartier“ der für Stadtentwicklung und 
Wohnen zuständigen Behörde (https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/bericht-
machbarkeitsstudie-wohnen-bleiben-im-quartier) stellt fest, dass barrierefreier und  
zugleich bezahlbarer Wohnraum zur Umsetzung dieses Konzeptes notwendig ist. Der 
geförderte barrierefreie Wohnungsbau ist beim Neubau, Umbau und im Bestand ein 
wichtiger Aspekt.  
Wohnungsunternehmen, die dieses Konzept umsetzen, sind überwiegend Bestands
halter und haben damit ein Interesse an langfristigen Planungshorizonten. Die Wohn
raumförderung bietet auch für barrierefreien Wohnraum eine solche langfristige Per
spektive, die für das Wohnungsunternehmen wirtschaftlich auskömmlich und zugleich 
für die mietenden Haushalte bezahlbar ist. 

https://suche.transparenz.hamburg.de/dataset/bericht-machbarkeitsstudie-wohnen-bleiben-im-quartier
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